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___________________________________________________________________ 
 
Allgemeine Verfügungen  

 

Aktenordnung für die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit und 

Staatsanwaltschaften (AktO) 

AV der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz Nr. 6/2023 vom 30.März 2023 (Az. 1454/1- und 1454/72) 

I. 

Der Ausschuss für Aktenordnung hat die in der Anlage aufgeführte Aktenordnung für die 

Gerichte und Staatsanwaltschaften (AktO) beschlossen, die hiermit von der Behörde für Justiz 

und Verbraucherschutz erlassen wird. 

II. 

1. Diese AV tritt rückwirkend zum 1. Januar 2023 in Kraft. 
 

2. Zum selben Zeitpunkt tritt die AV der Justizbehörde Nr. 9/2016 vom 22. April 2016 

(HmbJVBl. 2016, S. 151), zuletzt geändert durch AV Nr. 25/2016 vom 19. Dezember 2016 

(HmbJVBl. 2017, S. 4), AV Nr. 30/2017 vom 19. Dezember 2017 (HmbJVBl. 2018, S. 29), 
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AV Nr. 7/2019 vom 23. April 2019 (HmbJVBl. 2019, S. 61), AV Nr. 01/2020 vom 8. Januar 

2020 (HmbJVBl. 2020, S. 23), AV der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz Nr. 

12/2020 (HmbJVBl. 2020, S. 91) sowie AV Nr. 16/2020 (HmbJVBl. 2020, S. 107), außer 

Kraft. 
 
Die Neufassung der Aktenordnung für die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit und Staatsanwaltschaften 
(AktO) ist in elektronischer Form auf der Internetseite der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz veröffentlicht 
worden. 

__________________________________________________________________________ 
 

Dienstordnung für Notarinnen und Notare 
 
AV der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz Nr. 8 vom 26. April 2023 (Az.: 3831/1/2) 

                                              
                                                               
Die Dienstordnung für Notarinnen und Notare (DONot) - AV der Justizbehörde Nr. 30/2021 
vom 09. Dezember 2021 (Az.: 3831/1/2), HmbJVBl. 2021, S. 138, zuletzt geändert durch AV 
Nr. 14/2022 vom 26. Juli 2022 (Az.: 3831/1/2), HmbJVBl. 2022, S. 73, wird nach Abstimmung 
unter den Landesjustizverwaltungen wie folgt geändert: 
 

I. 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
 
a) In der Angabe zu § 5 werden die Wörter „bei der Beurkundung“ durch die Wörter „in  
Urkunden“ ersetzt. 
 
b) Nach der Angabe zu § 5 wird die Angabe „§ 5a. Elektronische Übermittlung in 
Registersachen“ eingefügt. 
 
2. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
a) In der Überschrift werden die Wörter „bei der Beurkundung“ durch die Wörter „in  
Urkunden“ ersetzt. 
 
b) In Absatz 1 wird nach Satz 3 folgender Satz 4 eingefügt: „Von der Angabe der Anschrift 
kann abgesehen werden, wenn die Urkunde zur Übermittlung an das Handelsregister oder ein 
ähnliches Register bestimmt ist und Zweifel und Verwechslungen ausgeschlossen sind.“ 
 
c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5 und wie folgt gefasst: „Bei natürlichen Personen, die 
geschäftlich oder dienstlich auftreten, kann anstelle von deren Wohnort und Anschrift deren 
Geschäfts- oder Dienstanschrift einschließlich des Ortes angegeben werden.“ 
 
3. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 
 
„§ 5a 
Elektronische Übermittlung in Registersachen 
 
Werden Dokumente elektronisch in öffentlich beglaubigter Form an das Handelsregister oder 
ein ähnliches Register übermittelt, sollen folgende Angaben nicht aufgenommen oder 
unkenntlich gemacht werden: 
1. Wohnanschriften, 
2. Seriennummern von Ausweisdokumenten sowie 
3. Kontoverbindungen. 
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Satz 1 gilt nicht, wenn die übermittelnde Stelle den Entwurf des Dokuments nicht gefertigt hat.“ 
 
4. In § 20 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „(§ 76 Absatz 3 Satz 1 und 2 BeurkG)“ 
durch die Angabe „(§ 75 Absatz 3 Satz 1 und 2 BeurkG)“ ersetzt. 
 

II. 
 
Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Juni 2023 in Kraft.  

_________________________________________________________________________ 

Überstellung, Verlegung zum Zweck der Behandlung 
(zu § 63 HmbStVollzG, § 63 HmbJStVollzG, § 45 HmbUVollzG, § 59 HmbSVVollzG)  
 
AV der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz Nr. 11/2023 vom 23. Mai 2023 (Az. 4400/73) 

 
 

I. Gesundheitsuntersuchung und Krankenbehandlung 
 
1. Gesundheitsuntersuchungen (§ 57 HmbStVollzG, § 57 HmbJStVollzG, § 42 

HmbUVollzG, § 53 HmbSVVollzG) und Krankenbehandlung (§ 58 HmbStVollzG, § 58 
HmbJStVollzG, § 42 HmbUVollzG, § 54 HmbSVVollzG), die nicht von den Ärztinnen und 
Ärzten der Anstalten durchgeführt werden können, finden im Rahmen der vorhandenen 
Möglichkeiten im Zentralkrankenhaus der Untersuchungshaftanstalt statt. 

 
2. Entscheidungen über Verlegungen in das Zentralkrankenhaus der 

Untersuchungshaftanstalt oder ein externes Krankenhaus (§ 63 Absatz 2 HmbStVollzG, 
§ 63 Absatz 2 HmbJStVollzG, § 45 Absatz 2 HmbUVollzG, § 59 HmbSVVollzG) treffen 
die Anstaltsärztinnen oder die Anstaltsärzte. Die Entscheidung ist dem 
Zentralkrankenhaus mitzuteilen. 

 
3. Außerhalb der Dienstzeiten der Anstaltsärztinnen und Anstaltsärzte ist ggf. der 

kassenärztliche Notfalldienst zu rufen.  
 
4. Weigern sich Gefangene und Untergebrachte die anstaltsärztliche Hilfe in der Anstalt 

oder die Hilfe des Zentralkrankenhauses der Untersuchungshaftanstalt in Anspruch zu 
nehmen, sind sie durch die Ärztin oder den Arzt über die möglichen Folgen der 
Weigerung zu belehren. Weigerung und Belehrung sind zu dokumentieren.  

 
5. Gefangene und Untergebrachte, die sich im Zentralkrankenhaus der 

Untersuchungshaftanstalt befinden und ihre Behandlung dort verweigern, werden nur 
dann zurückverlegt, wenn dies unter Berücksichtigung des Krankheitsbildes sowie der 
medizinischen Versorgung in der Stammanstalt aus ärztlicher Sicht verantwortbar ist. 

 
 

II. Bewachung 
 

1. In einem Krankenhaus außerhalb des Vollzuges ist eine Bewachung durch 
Vollzugsbedienstete der Stammanstalt immer dann erforderlich, wenn eine Flucht 
aufgrund der Persönlichkeit der Gefangenen und Untergebrachten oder der besonderen 
Umstände zu befürchten ist. Wenn auf eine Bewachung ausschließlich im Hinblick auf 
den Krankheitszustand verzichtet wurde, gilt folgendes: 

 
a) Sofern Gefangene oder Untergebrachte über das Zentralkrankenhaus in ein 

externes Krankenhaus verlegt und wegen des Gesundheitszustandes nicht 
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bewacht werden, wird durch das medizinische Personal des Zentralkrankenhaus 
Kontakt mit dem externen Krankenhaus gehalten. Sofern von dort aus 
Entwicklungen mitgeteilt werden, die den Einsatz einer Bewachung erforderlich 
machen könnten, informiert das medizinische Personal im Zentralkrankenhaus 
hierüber unverzüglich die Zentrale der Stammanstalt. Dies ist zu dokumentieren. 
Über den Gesundheitszustand tauschen sich die Anstaltsärzte bzw. 
Anstaltsärztinnen und das Zentralkrankenhaus untereinander aus.  

 
b) Sofern Gefangene oder Untergebrachte direkt aus der Stammanstalt in ein 

externes Krankenhaus verlegt werden, wird durch das medizinische Personal der 
Stammanstalt Kontakt mit dem externen Krankenhaus gehalten. Sofern von dort 
aus Entwicklungen mitgeteilt werden, die den Einsatz einer Bewachung erforderlich 
machen könnten, informiert das medizinische Personal hierüber unverzüglich die 
Zentrale der Stammanstalt. Dies ist zu dokumentieren.  

 
2.  Die Stammanstalten der zu bewachenden Gefangenen und Untergebrachten führen 

sowohl bei Ausführungen als auch bei stationären Aufenthalten außerhalb des 
Zentralkrankenhauses die Bewachung in eigener Zuständigkeit durch. Als Stammanstalt 
gilt bei festgenommenen Strafgefangenen und Untergebrachten, die unmittelbar nach 
der Festnahme oder aus der Untersuchungshaftanstalt in ein öffentliches Krankenhaus 
gebracht werden, die nach dem Vollstreckungsplan zuständige Anstalt. Kommt die 
Zuständigkeit mehrerer Anstalten in Betracht, einigen diese sich untereinander über die 
Zuständigkeit für die Bewachung. Bei festgenommenen Strafgefangenen und 
Untergebrachten, die unmittelbar nach der Festnahme in ein öffentliches Krankenhaus 
gebracht wurden, erfolgt nach Beendigung des Krankenhausaufenthalts die Aufnahme 
in der Untersuchungshaftanstalt entsprechend dem grundsätzlich geltendem 
Aufnahmeprinzip.  

 
3.  Die Untersuchungshaftanstalt übernimmt die Bewachung nur, wenn die Gefangenen und 

Untergebrachten aus dem Zentralkrankenhaus der Untersuchungshaftanstalt zu 
medizinischen Zwecken ausgeführt werden oder in ein öffentliches Krankenhaus verlegt 
worden sind und dies nicht 24 Stunden vorher angekündigt worden war. Diese Regelung 
gilt für maximal 24 Stunden, danach übernimmt die Stammanstalt die Bewachung. Bei 
festgenommenen Gefangenen und Untergebrachten, für die eine Anstalt eines anderen 
Bundeslandes zuständig ist, führt die Untersuchungshaftanstalt die Bewachung durch.  

 
 

III. Inkrafttreten 

 

Diese Allgemeine Verfügung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Sie ersetzt die AV Nr. 4/2015 
zu § 63 HmbStVollzG vom 2. Januar 2015 (Az. 4400/73). 
__________________________________________________________________________ 
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                                              I. Amtsgerichte     

      

                                              A. Zivilsachen     

  2019 2020 2021 2022 

I. Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten     
1. Zivilprozesssachen (C)     
1.1 Neuzugänge 1) 33.157 32.928 27.182 25.661 

1.2 Erledigte Verfahren 1) 32.147 32.007 30.509 24.735 

1.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende  16.161 17.076 13.216 14.137 

1.4 Von den erledigten Verfahren waren     
1.4.1   Abhilfeverfahren gemäß § 321a  ZPO 1 0 0 0 
1.4.2   Klagen in Zwangsvollstreckungssachen, Anträge auf   

  Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Urteils auf Grund eines 
  Vollstreckungsvertrages 16 8 6 6 

1.4.3   Verfahren über Arrest und einstweilige Verfügung 402 327 374 303 

1.4.4   Klageverfahren 30.516 29.889 28.676 23.152 
1.4.5   Klagen im Verfahren für geringfügige Forderungen - small claims -  

  (§§ 1097 bis 1104a ZPO) 49 328 47 83 

1.4.6   Verfahren über vorläufige Kontenpfändung nach der VO (EU) Nr. 655/2014 1 3 4 0 

1.4.7   Sonstige Verfahren 1.162 1.452 1.402 1.191 

1.5 Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 5,3 5,6 5,7 5,9 

      
1.6 Anträge außerhalb eines anhängigen Verfahrens (H) 131 129 137 108 

      
2. Familiensachen (F)     
2.1 Neuzugänge 1) 15.066 14.372 13.698 13.311 

2.2 Erledigte Verfahren 1) 14.970 14.420 14.456 13.507 

2.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 10.028 9.947 9.207 9.013 

2.4 Von den erledigten Verfahren waren     
2.4.1   Familiensachen 10.667 9.910 10.527 9.935 

2.4.2   abgetrennte Folgesache(n) 124 133 119 113 

2.4.3   einstweilige Anordnungen 4.118 4.309 3.756 3.427 

2.4.4   Abhilfeverfahren 0 0 0 0 

2.4.5   Lebenspartnerschaften 61 68 54 32 

2.5 Unter den Scheidungsverfahren waren nur mit     

 Versorgungsausgleich anhängig 3.341 3.207 3.515 3.269 

2.6 Durchschnittliche Dauer der erledigten Familiensachen     

 -in Monaten- 6,1 6,4 6,7 6,6 

      
2.7 Geschäftsanfall in Vormundschaftssachen     
2.7.1 Neuzugänge 588 498 536 822 

2.7.2 Erledigte Verfahren 860 675 622 742 

2.7.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 2.371 2.230 2.154 2.251 
 
 
       

3. Mahnsachen     

Bekanntmachungen                   
Übersicht über den Geschäftsanfall der Gerichte und Staatsanwaltschaften 
im Bereich der Behörde  für Justiz und Verbraucherschutz (2019 bis 2022)   

Bekanntmachung vom 28. April 2023 (Az. 3004/2E)  
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3.1 Hamburg 319.549 278.864 230.455 282.210 

3.2 Mecklenburg-Vorpommern 21.689 20.093 16.621 15.711 

      
4. Vollstreckungssachen      
4.1 Verteilungsverfahren (J) 0 2 0 0 

4.2 Zwangsversteigerungen von unbeweglichen Gegenständen (K) 305 213 188 223 

4.3 Zwangsverwaltungen (L) 23 12 16 17 

4.4 Sonstige zur Zuständigkeit des Vollstreckungsgerichts      

 gehörige Vollstreckungssachen (M) 56.237 51.472 46.890 43.815 

      

  2019 2020 2021 2022 

5. Insolvenzverfahren     
5.1 Anträge auf     
5.1.1   Insolvenzverfahren (IN) 1.724 1.118 1.216 1.412 

5.1.2   Verbraucher- und Kleininsolvenzen (IK) 2.100 1.124 2.884 2.918 

5.1.3   Insolvenzverfahren nach europäischem Recht (IE) 0 1 0 1 

5.2 Eröffnete      
5.2.1   Insolvenzverfahren (IN) 863 641 699 744 

5.2.2   Verbraucher- und Kleininsolvenzen (IK) 1.964 1.070 2.782 2.754 

5.2.3   Insolvenzverfahren nach europäischem Recht (IE) 0 0 0 2 

      
II. Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit     

      
1. Standesamtssachen, Todeserklärungen,      

 sonstige Angelegenheiten     
1.1 Standesamtssachen 229 337 322 258 

1.2 Anträge auf Todeserklärung und Feststellung der Todeszeit 11 13 13 14 

1.3 Sonstige Handlungen und Entscheidungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit     

 außerhalb eines anhängigen Verfahrens  551 747 940 1.105 

      
2. Grundbuchsachen     

 Eingereichte Urkunden betreffend     
2.1 Begründung und Veränderung von Eigentum, Veränderung der      

 Berechtigung am Erbbaurecht 24.908 24.484 26.471 24.032 

2.2 Eintragung/Veränderung/Löschung von Rechten in Abt. II und III 55.130 52.802 54.797 46.249 

2.3 Begründung, Aufteilung und Veränderung von Wohnungs-      

 und Teileigentum sowie von Erbbaurechten 1.217 1.335 1.694 1.238 

      
3. Testaments- und Nachlasssachen      
3.1 Zur Verwahrung übergebene oder abgelieferte oder zur Aufbewahrung     

 übersandte Verfügungen von Todes wegen (IV) 11.451 11.393 11.264 10.912 

3.2 Sonstige Nachlasssachen (VI) 21.480 12.496 13.062 13.902 

      
4. Angelegenheiten des Betreuungsgerichts     
4.1 Am Jahresende anhängige Betreuungsverfahren 30.682 29.139 29.693 30.167 
4.2 Im Berichtsjahr anhängigen Betreuungen (einschl. der zwischenzeitlich 

beendeten) 25.898 30.232 31.358 31.698 

4.2.1 davon Bestand an fortdauernden Betreuungen 20.866 24.408 24.757 25.102 
4.3 Verfahren, in denen das Gericht im Berichtszeitraum über die  

Einrichtung der Betreuung erstmals entschieden hat 5.034 7.173 7.547 7.190 

          

5. Freiheitsentziehung gem. § 415 Abs. 1 FamFG 421 281 418 299 

 

 

      

  2019 2020 2021 2022 

6. Registersachen (Eintragungen am Jahresschluss)         
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6.1 Eingetragene Vereine 9.830 9.961 10.070 10.129 

6.2 Eingetragene Partnerschaftsgesellschaften 893 918 931 953 

6.3 In das Handelsregister eingetragene          

6.3.1   Einzelkaufmänner/Einzelkauffrauen 6.724 6.709 6.699 6.688 

6.3.2   Offene Handelsgesellschaften 1.024 1.002 962 932 

6.3.3   Kommanditgesellschaften 14.338 14.390 14.647 14.797 

6.3.4   Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung 15 21 20 20 

6.3.5   Rechtsformen ausländischen Rechts HRA 6 6 6 5 

6.3.6   HRA Juristische Personen 14 16 17 16 

6.3.7   Aktiengesellschaften 739 732 694 673 

6.3.8   Kommanditgesellschaften auf Aktien 25 27 24 26 

6.3.9   Gesellschaften mit beschränkter Haftung 58.571 60.652 63.293 65.415 

6.3.10   Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 5 5 5 5 

6.3.11   Europäische Aktiengesellschaften (SE) 29 31 34 37 

6.3.12   Rechtsformen ausländischen Rechts HRB 328 310 277 255 

6.4 Eingetragene Genossenschaften 150 154 167 179 

6.5 Seeschiffe 4.636 4.596 4.925 4.904 

6.6 Binnenschiffe 1.830 1.565 1.642 2.320 

6.7 Schiffsbauwerke 42 41 11 10 

      
III. Landwirtschaftssachen 50 43 49 47 

      
IV. Hinterlegungssachen 1.199 1.190 1.268 1.220 

      
V. Aufgebotsverfahren 256 203 243 223 

      

                                B. Straf- und Bußgeldsachen      
I. Strafverfahren     
1. Neuzugänge 1) 15.558 14.928 13.579 12.865 

2. Erledigte Verfahren 1) 16.308 14.077 13.953 13.050 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende  7.069 7.818 7.441 7.226 

4. Von den erledigten Verfahren waren     
4.1   Anklagen 12.199 10.299 9.977 9.200 

4.2   Beschleunigte Verfahren nach § 417 StPO 386 207 148 120 

4.3   Vereinfachte Jugendverfahren (§ 76 JGG) 99 85 97 82 

4.4   Hauptverhandlungen nach § 408 Abs. 3 StPO 169 105 98 85 

4.5   Einsprüche gegen beantragte Strafbefehle 3.348 3.263 3.514 3.435 

4.6   Privatklagen 3 7 3 11 

4.7   Anträge auf Einleitung eines Objektiven Verfahrens (§§ 440,      

   444 Abs. 3 StPO) - bis 2019 3    
4.8   Nachverfahren (§ 433 StPO) 0 1 1 1 

4.9   Eröffnung durch ein Gericht höherer Ordnung 8 5 2 4 

4.10   Sicherungsverfahren (§ 413 StPO, §§ 39, 40 JGG) 6 4 2 3 

4.11   Anträge auf Wiederaufnahme nach Rechtskraft 19 24 8 15 

4.12   Zurückweisung durch die Rechtsmittelinstanz 5 0 3 0 

4.13   In ein Strafverfahren übergegangenes Bußgeldverfahren 0 0 2 2 

4.14   Vorlage / Verweisung durch ein Gericht niederer Ordnung 2 1 0 0 
4.15   Antrag auf Einleitung eines selbständigen Einziehungsverfahrens 

  (§§ 435, 444 Abs. 3 StPO, § 401 AO) - ab 2020  23 28 28 

      
5. Hauptverhandlungen insgesamt 13.444 10.788 10.509 10.812 

      
6. Hauptverhandlungstage insgesamt 16.052 12.680 12.373 12.884 

      
7. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     

 -in Monaten- 4,7 5,0 5,7 6,0 
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  2019 2020 2021 2022 

II. Bußgeldverfahren     
1. Neuzugänge 1) 7.614 8.725 10.001 12.720 

2. Erledigte Verfahren 1) 7.147 8.443 9.377 12.547 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 2.361 2.636 3.260 3.432 

      
4. Die Verfahren wurden erledigt durch     
4.1   Urteil 1.843 1.922 1.982 2.772 

4.2   Beschluss nach § 72 OWiG 172 312 370 321 

4.3   Beschluss nach § 70 Abs.1 OWiG 16 20 29 48 

4.4   Einstellung nach § 47 Abs.2 Satz 1 OWiG 1.665 1.906 2.234 3.052 

4.5   Einstellung wegen Abwesenheit des Betroffenen oder wegen eines     

   anderen in seiner Person liegenden Hindernissen (§ 205 Satz 1 StPO,     

   § 46 Abs. 1 OWiG) 13 20 35 42 

4.6   Einstellung wegen Verfahrenshindernisses (§ 206 a Abs. 1 StPO, § 46     

   Abs. 1 OWiG) 119 167 178 173 

4.7   Rücknahme der Klage durch die Staatsanwaltschaft (§ 411 Abs. 3 StPO,     

   § 71 Abs. 1 OWiG 37 28 46 68 

4.8   Rücknahme des Einspruchs 2.872 3.394 3.606 4.993 

4.9   Sonstige Erledigungsart 410 674 897 1.078 

      
5. Verfahren mit Hauptverhandlung 3.425 3.525 3.829 5.752 

      
6. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     

 -in Monaten- 2,5 2,8 3,0 2,9 

      
III. Sonstiger Geschäftsanfall in Straf- und Bußgeldsachen     

      
1. Strafsachen     
1.1 Anträge auf Erlass von Strafbefehlen (ohne Strafbefehle      

 nach § 408 a StPO) 12.724 13.691 12.623 12.364 

1.2 Einzelne richterliche Anordnungen (Gs) 21.428 22.619 34.441 36.350 

1.3 Vollstreckungen in Jugendgerichtssachen (VRJs) 1.620 1.363 1.342 1.176 

      
2. Bußgeldsachen     
2.1 Erzwingungshaftanträge 10.671 9.093 6.685 7.269 

2.2 Anträge auf gerichtliche Entscheidung nach § 25 a Abs.3 StVG,     

 § 62 Abs.1 Satz 1 OWiG (Halterhaftung) 379 444 536 564 

2.3 Sonstige Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen der Verwaltungsbehörden     

 nach § 62 Abs.1 Satz 1 OWiG 3 2 1 2 

2.4 Sonstige Anträge und Entscheidungen nach dem OWiG 604 516 688 788 

      

                                C. Rechtshilfeersuchen     
1. Ersuchen an das Amtsgericht     
1.1   Zuständigkeit des Richters 1.908 1.491 1.450 1.457 

1.2   Zuständigkeit des Rechtspflegers 2.247 1.658 812 934 

          

2. Ersuchen an die Geschäftsstelle 651 404 340 311 

      

 

 

      

  2019 2020 2021 2022 

                                               II. Landgericht     
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                                                A. Zivilsachen     
I. Zivilprozesssachen in erster Instanz (O)     
1. Neuzugänge 1) 12.916 13.217 10.628 9.600 

2. Erledigte Verfahren 1) 12.113 12.514 11.395 10.446 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende  15.381 16.079 15.312 14.462 

4. Von den erledigten Verfahren waren     
4.1. Abhilfeverfahren gemäß § 321a ZPO 0 0 1 0 

4.2. Klagen in Zwangsvollstreckungssachen, Anträge auf       

 Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Urteils auf Grund eines     

 Vollstreckungsvertrages 6 1 3 5 

4.3 Verfahren über Arrest oder einstweilige Verfügung 1.753 1.562 1.354 1.146 

4.4 Klageverfahren 10.251 10.920 10.009 9.208 

4.5 sonstige zur Zuständigkeit des Prozessgerichts gehörende Verfahren 103 30 28 87 

5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 10,8 11,2 12,7 15,2 

      
II. Zivilprozesssachen in der Berufungsinstanz (S)     
1. Neuzugänge 1) 1.231 1.023 1.023 928 

2. Erledigte Verfahren 1) 1.238 1.092 1.011 1.008 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 933 864 876 796 

4. Von den erledigten Verfahren waren     
4.1   Klagen in Zwangsvollstreckungssachen, Anträge auf       

   Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Urteils auf Grund eines     

   Vollstreckungsvertrages 0 0 0 0 

4.2   Verfahren über Arrest oder einstweilige Verfügung 0 0 0 0 

4.3   Berufungsverfahren 1.219 1.077 1.000 981 

4.4   sonstige zur Zuständigkeit des Berufungsgerichts gehörige Verfahren 19 15 11 27 

      
5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 8,3 9,4 9,6 10,1 

      
III. Beschwerdeverfahren 1.933 1.749 1.670 1.382 

      

                                              B. Strafsachen     
I.  Strafverfahren in erster Instanz     
1. Neuzugänge 1) 395 437 471 444 

2. Erledigte Verfahren 1) 385 405 422 402 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 284 313 362 404 

4. Von den erledigten Verfahren waren     
4.1   Anklagen 289 314 324 327 

4.2   Anträge auf Wiederaufnahme nach Rechtskraft 3 0 3 1 

4.3   Anträge auf Einleitung eines Objektiven Verfahrens (§§ 440,      

   444 Abs. 3 StPO) - bis 2019 0    
4.4   Nachverfahren (§ 433 StPO) 0 0 0 0 

4.5   Anträge auf Einleitung eines Sicherungsverfahrens (§ 413 StPO,      

   § 41 JGG) 50 38 57 41 

4.6   Vorlage/Verweisung durch ein Gericht niederer Ordnung 27 40 28 13 

4.7   Eröffnung des Hauptverfahrens durch ein Gericht höherer Ordnung 1 0 2 1 

4.8   Zurückverweisung durch die Rechtsmittelinstanz 15 13 7 18 
4.9   Anträge auf Einleitung eines selbständigen Einziehungsverfahrens 

  (§ 435, § 444 Abs. 3 StPO, § 401 AO) - ab 2020  0 1 1 

      
5. Hauptverhandlungen insgesamt 334 383 410 447 

6. Hauptverhandlungstage insgesamt 2.166 2.231 2.409 2.938 

      
7. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     
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 -in Monaten- 7,1 6,4 6,6 8,0 

      

  2019 2020 2021 2022 

II.  Strafverfahren in der Berufungsinstanz     
1. Neuzugänge 1) 1.679 1.303 1.373 1.347 

2. Erledigte Verfahren 1) 1.747 1.373 1.393 1.238 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 691 610 590 690 

4. Von den erledigten Verfahren waren     
4.1   Offizialverfahren 1.712 1.335 1.364 1.216 

4.2   Annahmeberufung im Offizialverfahren 0 0 1 2 

4.3   Privatklageverfahren 0 0 0 0 

4.4   Anträge auf Wiederaufnahme der Verfahren 3 2 0 2 

4.5   Durch die Rechtsmittelinstanz zurückverwiesene Verfahren 32 36 28 18 

      
5. Hauptverhandlungen insgesamt 1.347 1.079 1.043 943 

6. Hauptverhandlungstage insgesamt 1.879 1.528 1.442 1.231 

      
7. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     

 -in Monaten- 5,2 5,5 5,1 4,6 

      
III.  Beschwerden (einschließlich Kostenbeschwerden) 1.428 1.270 1.339 1.237 

      

      

                               III. Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht     

      
1. Ermittlungsverfahren (Js)     
1.1 Neuzugänge 1) 155.623 158.274 147.801 161.373 

1.2 Erledigte Ermittlungsverfahren 1) 150.404 162.656 154.340 153.524 

1.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 33.681 29.355 22.862 30.750 

1.4 Die Ermittlungsverfahren wurden erledigt durch     
1.4.1   Anklage 10.311 9.730 8.612 8.403 

   davon vor     
1.4.1.1      dem Schwurgericht, der großen Strafkammer, der Jugendkammer 271 303 346 352 

1.4.1.2      dem Schöffengericht, dem Jugendschöffengericht 1.037 1.062 896 788 

1.4.1.3      dem Strafrichter, dem Jugendstrafrichter 9.003 8.365 7.370 7.263 

1.4.2   Antrag auf Eröffnung eines Sicherungsverfahrens 39 37 57 38 

1.4.3   Antrag auf Durchführung eines objektiven Verfahrens 0 3 15 23 

1.4.4   Antrag auf Entscheidung im beschleunigten Verfahren (§ 417 StPO) 352 168 99 94 

1.4.5   Antrag auf vereinfachtes Jugendverfahren (§ 76 JGG) 53 61 54 23 

1.4.6   Antrag auf Erlass eines Strafbefehls 11.164 12.137 11.069 11.043 

1.4.7   Einstellung mit Auflage 5.807 6.484 6.779 7.170 

1.4.7.1     darunter nach § 153a Abs. 1 - 4 StPO 5.797 6.478 6.775 7.166 

1.4.8   Einstellung ohne Auflage 51.541 52.751 48.849 50.579 

1.4.9   Einstellung wegen Schuldunfähigkeit (§ 20 StGB) 626 727 791 627 

1.4.10   Zurückweisung oder Einstellung gem.§ 170 Abs.2 StPO 40.457 45.987 45.639 43.676 

1.4.11   Verweisung auf den Weg der Privatklage 6.223 6.662 6.266 5.849 

1.4.12   Abgabe an die Verwaltungsbehörde als Ordnungwidrigkeit 13 34 13 8 

1.4.13   Abgabe an eine andere Staatsanwaltschaft 6.483 7.590 7.206 6.506 

1.4.14   Verbindung mit einer anderen Sache 16.116 19.008 17.705 18.305 

1.4.15   sonstige (vorläufige) Einstellung 531 480 476 535 

1.4.16   Andere Art der Erledigung 687 797 710 645 

      
2. Anzeigen gegen unbekannte Täter (UJs) 141.713 145.071 134.584 132.720 

      
3. Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz 7.473 8.537 9.807 12.175 
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  2019 2020 2021 2022 

4. Sonstige Tätigkeit der Staatsanwaltschaft     
4.1 Entschädigung nach dem StREG 6 7 3 4 

4.2 Zivilsachen (Hs) 0 0 0 0 

4.3 Rechtshilfesachen 1.259 156 21 1.081 

      
5. Für den Sitzungsdienst und eigene Ermittlungstätigkeit     

 aufgewandte Gesamtstundenzahl 37.361 29.155 29.309 36.901 

5.1   davon entfielen an Stunden auf Sitzungsdienst 29.590 22.784 22.852 28.652 

      
6. Zahl der Personen, gegen die eine Vollstreckung     

 eingeleitet wurde 24.738 21.647 20.065 19.786 

      
7. Dauer der erledigten Ermittlungsverfahren -in % -     
7.1 bis einschließlich 1 Monat 58,7 57,4 62,1 62,9 

7.2 mehr als 1 Monat bis einschließlich 3 Monate 21,9 21,1 20,0 20,6 

7.3 mehr als 3 Monat bis einschließlich 6 Monate 11,3 11,9 9,9 9,4 

7.4 mehr als 6 Monate bis einschließlich 12 Monate 5,8 6,8 5,3 4,6 

7.5 mehr als 12 Monate 2,3 2,8 2,7 2,3 

      

                                       IV. Hanseatisches Oberlandesgericht     

                                                  A. Zivilsachen     

      
I.  Zivilprozesssachen in der Berufungsinstanz (U)     
1. Neuzugänge 1) 2.033 2.006 1.897 1.652 

2. Erledigte Verfahren 1) 2.092 2.433 1.961 1.689 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 2.682 2.255 2.191 2.154 

4. Von den erledigten Verfahren waren     
4.1   Klagen in Zwangsvollstreckungssachen, Anträge auf       

   Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Urteils auf Grund eines     

   Vollstreckungsvertrages 0 0 0 0 

4.2   Verfahren über Arrest oder einstw. Verfügung 31 32 9 1 

4.3   Berufungsverfahren 2.058 2.399 1.951 1.687 

4.4   Sonstige zur Zuständigkeit des Berufungsgerichts     

   gehörende Verfahren 3 2 1 1 

      
5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 15,6 14,3 12,9 14,5 

      
II.  Beschwerdeverfahren 1.015 1.108 1.017 760 

      
III.  Familiensachen in der Rechtsmittelinstanz (UF)     
1. Neuzugänge 1) 583 560 546 538 

2. Erledigte Verfahren 1) 608 635 542 565 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 345 269 273 246 

4. Von den erledigten Verfahren waren     
4.1 Familiensachen 598 631 529 557 

4.2 Beschwerden in einstweiligen Anordnungsverfahren 6 1 5 5 

4.3 Abhilfeverfahren 0 0 0 0 

4.4 Lebenspartnerschaftssachen 4 3 8 3 

      
5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 7,4 8,7 6,0 5,9 
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  2019 2020 2021 2022 

IV.  Sonstiger Geschäftsanfall in Familiensachen     
1. Sonstige Beschwerden insgesamt 529 504 458 411 

 davon:     
1.1   Verfahrenskostenhilfe 275 256 258 250 

1.2   Aussetzung des Scheidungsverfahrens 0 0 0 0 

1.3   Wert des Verfahrensgegenstandes 25 16 23 17 

1.4   Kostenangelegenheiten 77 75 54 33 

1.5   sonstige Angelegenheiten 152 157 123 111 

      

                                              B. Strafsachen     

      
I.    Strafverfahren in erster Instanz     
1. Neuzugänge 1) 8 4 6 5 

2. Erledigte Verfahren 1) 10 7 2 8 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 4 1 5 2 

      
II.   Strafverfahren in der Revisionsinstanz     
1. Neuzugänge 1) 215 181 159 135 

2. Erledigte Verfahren 1) 227 192 156 143 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 46 35 38 30 

4. Von den erledigten Verfahren waren     
4.1   Offizialverfahren 227 192 156 143 

4.2   Privatklageverfahren 0 0 0 0 

      
5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     

 -in Monaten- 3,1 2,8 2,1 2,9 

      
III.  Rechtsbeschwerden in Bußgeldverfahren     
1. Neuzugänge 1) 170 169 168 245 

2. Erledigte Verfahren 1) 177 171 157 256 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 21 19 30 19 

4. Von den erledigten Verfahren waren     
4.1   Rechtsbeschwerde gegen ein Urteil 53 70 58 90 

4.2   Rechtsbeschwerde gegen einen Beschluss nach § 72 OWiG 5 8 1 13 

4.3   Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde nach § 80 Abs.1 OWiG 119 93 98 153 

      
5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     

 -in Monaten- 1,8 2,7 0,9 1,4 

      
IV.  Sonstiger Geschäftsanfall     
1. Rechtsbeschwerden nach §§ 116,117,138 Abs. 3 StVollzG 32 34 41 34 

2. Beschwerden in Strafsachen (einschließlich Kostenbeschwerden) 367 398 308 321 

3. Anträge auf Haftentscheidungen nach §§ 121 ff StPO, Anträge     

 auf gerichtliche Entscheidung nach § 172 StPO (einschließlich     

 Prozesskostenhilfeantrag), Auslieferungsverfahren, Verfahren nach     

 § 23 EGGVG und Anträge nach § 51 RVG 171 158 230 181 

4. Beschwerden in Bußgeldverfahren (einschließlich      

 Kostenbeschwerden) 1 2 0 0 

      
5. Einsprüche in Bußgeldverfahren nach dem Gesetz gegen      

 Wettbewerbsbeschränkungen 0 0 0 0 

      

  2019 2020 2021 2022 

                  V. Generalstaatsanwaltschaft      
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1.  Ermittlungsverfahren (OJs)     
1.1 Neuzugänge 1) 33 15 22 12 

1.2 Erledigte Verfahren 1) 38 29 11 16 

1.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 32 18 29 25 

1.4 Die erledigten Verfahren wurden beendet durch     
1.4.1   Anklage vor dem Oberlandesgericht 4 2 4 1 

1.4.2   Abgabe an eine andere Staatsanwaltschaft 1 2 1 3 

1.4.3   Einstellung mit Auflagen 1 0 0 1 

1.4.4   Einstellung ohne Auflagen 5 5 2 4 

1.4.5   Zurückweisung oder Einstellung gem.§ 170 Abs.2 StPO 22 18 4 7 

1.4.6   auf sonstige Weise 5 2 0 0 

      
2.  Sonstiger Geschäftsanfall der Generalstaatsanwaltschaft     
2.1 Revisionen 329 298 275 281 

2.2 Rechtsbeschwerden (§ 79 Abs. 1 Satz 1 OWiG) 54 80 74 104 

2.3 Anträge auf Zulassung der Rechtsbeschwerde (§ 79 Abs. 1 Satz 2,     

  § 80 OWiG) 131 98 112 182 

2.4 Sonstige Beschwerden     

 davon     
2.4.1   Beschwerden (Ws) 416 418 374 373 

2.4.2   Beschwerden (Zs) 731 675 756 704 

2.5 Haftprüfungsverfahren 12 15 68 41 

2.6 Aus- und Durchlieferungssachen 114 103 78 89 

2.7 Berufsgerichtliche Verfahren (z.B. Verfahren nach der BRAO,     

 der BNotO und und dem Steuerberatungsgesetz) 118 196 161 172 

2.8 Entscheidungen in Vorverfahren und sonstige Verfahren §§ 23 bis 30a     

 EGGVG - ab 2015 (vorher: gemäß § 23 ff EGGVG) 2 4 5 0 

2.9 Rechtssachen (Vertretung des Fiskus) 6 5 14 3 

2.10 Entschädigungssachen nach dem StrEG 150 127 147 119 

2.11 Rechtshilfeangelegenheiten mit dem Ausland 210 178 158 146 

2.12 Kartellbußgeldsachen 8 0 0 0 

      
3. Für den Sitzungsdienst und eigene Ermittlungstätigkeit     

 aufgewandte Gesamtstundenzahl 658 2.332 350 396 

      

      

                                VI. Verwaltungsgericht     
A.  Hauptverfahren     
I.  Hauptverfahren insgesamt     
1. Neuzugänge 1) 4.049 3.571 9.745 10.262 

2. Erledigte Verfahren 1) 4.599 3.922 4.436 13.101 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 7.495 7.146 12.461 13.171 

4. Unter den erledigten Verfahren waren     
4.1 Klagen 4.585 3.901 4.380 4.489 

4.2 Sonstige Anträge (ohne Nr.4.3) 14 21 56 119 

4.3 Anträge auf Prozeßkostenhilfe für eine Klage oder einen     

      
5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 18,2 21,1 22,3 22,4 

       

  2019 2020 2021 2022 

II.   Allgemeine Verfahren (incl. NC-Verfahren)     
1. Neuzugänge 1) 2.191 2.088 8.247 3.266 

2. Erledigte Verfahren 1) 1.702 1.819 2.085 2.562 
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3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 3.637 3.907 10.074 10.784 

4. Unter den erledigten Verfahren waren     
4.1 Klagen 1.688 1.798 2.033 2.443 

4.2 Sonstige Anträge (ohne Nr.4.3) 14 21 52 119 

4.3 Anträge auf Prozeßkostenhilfe für eine Klage oder einen     
5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 16,2 17,2 20,9 23,7 

      
III.  Asyl-Verfahren     
1. Neuzugänge 1) 1.858 1.483 1.498 6.996 

2. Erledigte Verfahren 1) 2.897 2.103 2.351 10.539 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 3.858 3.239 2.387 2.387 

4. Unter den erledigten Verfahren waren     
4.1 Klagen 2.897 2.103 2.347 2.046 

4.2 Sonstige Anträge (ohne Nr.4.3) 0 0 4 0 

4.3 Anträge auf Prozeßkostenhilfe für eine Klage oder einen     

      
5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 19,4 24,4 23,5 20,9 

      
B.  Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz     
I. Verfahren insgesamt     
1. Neuzugänge 1) 2.551 2.388 2.151 1.676 

2. Erledigte Verfahren 1) 2.547 2.403 2.231 1.663 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 285 269 192 205 

      
4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten-     2,0 1,8 1,6 1,5 

      
II. Allgemeine Verfahren (ohne NC-Verfahren)     
1. Neuzugänge 1) 1.156 1.102 1.224 856 

2. Erledigte Verfahren 1) 1.163 1.107 1.250 858 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 170 165 142 140 

      
4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 2,4 1,9 1,7 1,7 

      
III. Asyl-Verfahren     
1. Neuzugänge 1) 669 492 425 471 

2. Erledigte Verfahren 1) 667 538 430 460 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 100 54 49 60 

      
4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      

 -in Monaten- 1,7 1,7 1,3 1,2 

      
IV.  Numerus-Clausus-Verfahren     
1. Neuzugänge 1) 726 794 502 349 

2. Erledigte Verfahren 1) 717 758 551 345 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende  15 50 1 5 

      
4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     

 -in Monaten- 1,7 1,7 1,9 1,6 

      

  2019 2020 2021 2022 

C. Sonstige Verfahren vor dem Verwaltungsgericht     
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1.  Kostensachen 50 67 40 38 

2. Sonstige Anträge außerhalb eines bei Gericht anhängigen     

 Verfahrens 1 0 3 0 

3. Vollstreckungsverfahren 33 56 74 66 

      

      

                                 VII. Hamburgisches Oberverwaltungsgericht     
A. Hauptverfahren     
I. Erstinstanzliche Hauptverfahren     
1. Neuzugänge 1) 9 20 14 12 

2. Erledigte Verfahren 1) 32 24 9 22 

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 20 16 21 11 

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     

 -in Monaten- 21,6 15,8 13,5 16,6 

      

      
II. Berufungen mit Anträgen auf Zulassung, Beschwerden gegen Hauptsacheentscheidungen 

 in Disziplinar- und Personalvertretungssachen     
   

1. Verfahren insgesamt     
   

1.1 Neuzugänge 1) 574 339 379 354 
   

1.2 Erledigte Verfahren 1) 457 454 452 404 
   

1.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 442 328 255 205 
   

1.4 Unter den erledigten Verfahren waren     
   

1.4.1 Berufungen 32 32 49 33 
   

1.4.2 Anträge auf Zulassung der Berufung 380 382 370 336 
   

1.4.3 Beschwerden 45 40 33 35 
   

      
   

1.5 Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 9,4 11,4 9,7 9,6 
   

      
   

2. Allgemeine Verfahren (incl. NC-Verfahren)     
   

2.1 Neuzugänge 1) 332 152 179 210 
   

2.2 Erledigte Verfahren 1) 245 238 191 243 
   

2.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 277 191 180 147 
   

2.4 Unter den erledigten Verfahren waren     
   

2.4.1 Berufungen 23 31 38 31 
   

2.4.2 Anträge auf Zulassung der Berufung 177 167 120 177 
   

2.4.3 Beschwerden 45 40 33 35 
   

      
   

2.5 Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 11,6 13,4 13,3 11,9 
   

      
   

3. Asyl-Verfahren     
   

3.1 Neuzugänge 1) 241 187 200 144 
   

3.2 Erledigte Verfahren 1) 212 216 261 161 
   

3.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 164 136 75 58 
   

3.4 Unter den erledigten Verfahren waren     
   

3.4.1 Berufungen 9 1 11 2 
   

3.4.2 Anträge auf Zulassung der Berufung 203 215 250 159 
   

3.4.3 Beschwerden 0 0 0 0 
   

      
   

3.5 Durchschnittliche Dauer der Verfahren     
   

  -in  Monaten- 7,0 9,1 7,0 6,0 
   

      
   

  2019 2020 2021 2022 
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B. Beschwerden gegen Entscheidungen/Verfahren zur Gewährung von     
   

 vorläufigem Rechtsschutz und sonstige Verfahren     
   

      
   

I. Verfahren insgesamt     
   

1. Neuzugänge 1) 336 306 374 197 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 401 348 385 242 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 143 101 90 45 
   

      
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten-     
   

 a) Beschwerden 4,0 4,6 3,2 2,9 
   

 b) Anträge auf Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz 2,7 1,8 0,6 1,8 
   

      
   

II. Allgemeine Verfahren (ohne NC-Verfahren)     
   

1. Neuzugänge 1) 290 261 305 188 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 261 315 313 214 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 121 67 59 33 
   

      
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten-     
   

 a) Beschwerden 2,9 4,7 3,2 2,5 
   

 b) Anträge auf Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz 5,9 1,7 0,6 2,0 
   

      
   

III. Asyl-Verfahren      
   

1. Neuzugänge 1) 2 1 0 4 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 2 1 0 4 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 0 0 0 0 
   

      
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten-     
   

 a) Beschwerden 0,0 0,0 0,0 0,3 
   

 b) Anträge auf Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz 0,6 1,6 0,0 1,0 
   

      
   

IV. Verfahren in technischen Großvorhaben     
   

1. Neuzugänge 1) 3 1 1 0 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 3 1 0 1 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 0 0 1 0 
   

      
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten-     
   

 a) Beschwerden 0,0 0,0 0,0 0,0 
   

 b) Anträge auf Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz 0,8 3,2 0,0 1,6 
   

      
   

V. Numerus-Clausus-Verfahren     
   

1. Neuzugänge 1) 41 43 68 5 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 135 31 72 23 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende  22 34 30 12 
   

      
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     
   

 -in Monaten- 6,3 4,2 3,0 6,6 
   

      
   

C. Sonstige Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht      
   

1. Sonstige Anträge außerhalb eines bei Gericht anhängigen      
   

 Verfahrens 19 14 17 25 
   

2. Sonstige Beschwerden 193 124 130 119 
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                                             VIII. Finanzgericht     
   

  2019 2020 2021 2022 
   

I. Klagen     
   

1. Neuzugänge 1) 1.148 1.114 1.061 965 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 1.164 1.019 1.121 1.130 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 1.050 1.145 1.085 918 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 10,9 12,0 12,7 13,5 
   

      
   

II. Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz     
   

1. Neuzugänge 1) 204 159 173 143 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 222 149 176 157 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 44 54 51 37 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     
   

 -in Monaten- 2,8 3,3 3,3 3,4 
   

      
   

III. Sonstige Verfahren     
   

1. Kostensachen 7 5 2 16 
   

2. Sonstige selbständige Verfahren 44 45 36 37 
   

      
   

                                             IX. Arbeitsgericht     
   

I. Klagen     
   

1. Neuzugänge 1) 10.597 10.906 8.216 7.776 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 11.010 10.763 9.204 7.621 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 3.389 3.538 2.557 2.713 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 4,7 3,7 3,9 3,5 
   

      
   

II. Beschlussverfahren     
   

1. Neuzugänge 1) 572 494 477 375 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 539 554 511 378 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 263 203 169 166 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 5,2 5,1 4,4 5,0 
   

      
   

      
   

                                             X. Landesarbeitsgericht     
   

      
   

I. Berufungen     
   

1. Neuzugänge 1) 1.126 684 394 380 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 715 1.091 555 422 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 872 465 304 262 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 11,1 9,9 10,3 7,3 
   

      
   

II. Beschwerdeverfahren in Beschlusssachen     
   

1. Neuzugänge 1) 78 76 67 60 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 92 84 68 58 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 49 40 39 40 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 6,3 5,6 5,0 5,5 
   

      
   

  2019 2020 2021 2022 
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III. Beschwerden nach §§ 78, 83 V ArbGG     
   

1. Neuzugänge 1) 120 148 158 99 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 132 152 142 112 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 37 33 49 36 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  2)     
   

 -in Monaten- 3,9 2,8 3,5 4,6 
   

      
   

      
   

                                             XI. Sozialgericht     
   

I. Klagen     
   

1. Neuzugänge 1) 10.652 9.240 9.568 8.608 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 12.935 9.327 9.025 8.566 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 16.904 16.818 17.362 17.404 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 17,6 19,8 19,4 21,8 
   

      
   

II. Anträge auf Einstweiligen Rechtsschutz     
   

1. Neuzugänge 1) 2.300 1.915 1.782 1.747 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 2.348 1.968 1.805 1.704 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 217 164 141 184 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 1,1 1,1 1,1 1,1 
   

      
   

      
   

                                             XII. Landessozialgericht     
   

A.  Hauptverfahren     
   

I. Erstinstanzliche Hauptverfahren     
   

1. Neuzugänge 1) 4 3 0 1 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 8 5 1 1 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 3 1 0 0 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren     
   

 -in Monaten- 14,6 13,0 31,3 0,5 
   

      
   

II. Berufungen     
   

1. Neuzugänge 1) 491 528 523 479 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 473 516 480 508 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 603 615 658 629 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 14,4 15,0 13,4 15,7 
   

      
   

B. Anträge auf Einstweiligen Rechtsschutz und Beschwerden      
   

I. Verfahren insgesamt 3)     
   

1. Neuzugänge 1) 432 413 383 310 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 462 424 374 326 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 73 62 71 55 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 3,5 3,7 3,2 3,2 
   

      
   

II. Anträge auf Einstweiligen Rechtsschutz     
   

II.I. Verfahren insgesamt 3)     
   

1. Neuzugänge 1) 278 241 230 199 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 304 236 235 207 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 26 31 26 18 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 1,8 1,6 1,8 1,5 
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  2019 2020 2021 2022 
   

II.II. Einstweiliger Rechtsschutz in Berufungsverfahren      
   

1. Neuzugänge 1) 1 3 1 10 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 0 4 1 10 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 1 0 0 0 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 0,0 2,6 0,9 1,2 
   

      
   

II.III. 
Beschwerden gegen Entscheidungen des Sozialgerichts über 
Gewährung von einstweiligem Rechtsschutz     

   

1. Neuzugänge 1) 277 238 229 189 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 304 232 234 197 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 25 31 26 18 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 1,8 1,6 1,8 1,5 
   

      
   

III. Sonstige Beschwerden     
   

1. Neuzugänge 1) 154 172 153 111 
   

2. Erledigte Verfahren 1) 158 188 139 119 
   

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 47 31 45 37 
   

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren      
   

 -in Monaten- 3,3 4,2 2,6 3,5 
   

      
   

      
   

               

      
   

1) Die Abgaben innerhalb des Gerichts / der Staatsanwaltschaft wurden bereits berücksichtigt, d.h. nicht mitgezählt. 
2) Die Angaben beruhen auf internen Berechnungen, da die Tabellen des Statistikamtes Nord diese Zahlen nicht auswerfen.    

3) Ohne Verfahren zur Gewährung von einstweiligem Rechtsschutz in erstinstanzlichen Hauptverfahren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 


